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Luftfahrt

Unfallversicherungs-Bedingungen EA03

§ 1 Gegenstand der Versicherung

1. Der Versicherer bietet Versicherungsschutz bei Unfällen, die der
versicherten Person während der Wirksamkeit des Vertrages

zustoßen.

2. Der Versicherungsschutz umfasst Unfälle auf der ganzen Welt

2.1 vom Besteigen bis zum Verlassen eines Luftfahrzeugs unter
Elnschluss von Unfällen während des EinVAussteigens. Versichert
sind auch Unfälle bei Zwischenlandungen während des Aufenthal
tes auf Flughäfen oder Landeplätzen, femer bei Notlandungen im
unmittelbaren Bereich des Luftfahrzeugs,

2.2 bei der Benutzung von Luftsportgeräten einschließlich der
Landung,

2.3 auch während einer erforderlichen Ersatzbeförderung für
Fluggäste von Luftfahrtunternehmen. Der Versicherungsschutz wird
durch ein vorübergehendes Verlassen des Ersatzfahrzeuges nicht
unterbrochai, besteht jedoch nicht für Unfälle, wenn der Aufenthalt

außerhalb des Fahrzeugs zu Zwecken benutzt wird, die nicht In

ursächlichem Zusammenhang mit der Ersatzbeförderung stehen.

3. Die Leistungsarten, die Im einzelnen versichert werden können,

ergeben sich aus § 6. Aus dem Versicherungsschein, seinen Nach
trägen oder dem Antrag Ist ersichtlich, welche Risiko und Leis
tungsarten Jeweils vertraglich vereinbart sind.

4. Ein Unfall liegt vor, wenn die versicherte Person durch ein plötz
lich von außen auf ihren Körper wirkendes Ereignis {Ünfallereignis)
unfralwillig eine Gesundheitsschädigung erleidet.

5. Als Unfall gilt auch, wenn durch eine ̂ öhte Kraftanstrengung
an Gliedmaßen oder Wirbelsäule

- ein Gelenk verrenkt wird oder

- Muskeln, Sehnen, Bänder oder Kapseln gezerrt oder zerrissen
werden.

§ 2 Ausschlüsse

Kein Versicherungsschutz besteht

1.für Unfälle

1.1 der versicherten Person als Führer eines Luftfahrzeugs, wenn

sie bei Eintritt des Unfalls nicht die vorgeschriebenen Erlaubnisse,

erforderlichen Berechtigungen od^ Befähigur>gsnachwelse hat
bzw. sich das Luftfahrzeug nicht In einem Zustand befunden hat,
der den gesetzlichen Bestimmungen und behördlichen Auflagen
über das Halten und den Betrieb von Luftfahrzeugen entsprochen
hat und/oder behördliche Genehmigungen, soweit erforderlich,

nicht erteilt waren.

1.2 durch Geistes- oder Bewusstselnstörungen, auch soweit diese

auf Trunkenheit beruhen sowie durch Schlaganfälle, epileptische
Ställe oder andere Krampfanfälle, die den ganzen Körper der ver
sicherten Person ergreifen.

Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn diese Störungen oder
Anfälle durch ein unter diesen Vertrag fallendes Unfallereignis ver

ursacht waren.

1.3 die der versicherten Person dadurch zustoßen, dass sie vor
sätzlich eine Straftat ausführt oder versucht,

1.4 die unmittelbar oder mittelbar durch Kriegs- oder Bürg^riegs-
ereignisse verursacht sind.

Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn die versicherte Person

auf Reisen Im Ausland überraschend von Kriegs- oder Bürger
kriegsereignissen betroffen wird. Dieser Versicherungsschutz er
lischt am Ende des siebten Tages nach Beginn eines Krieges oder
Bürgerkrieges auf dem Gebiet des Staates, in dem sich die versi
cherte Person aufhält.

Die Erweiterung gilt nicht bei Reisen in oder durch Staaten, auf
deren Gebiet bereits Krieg oder Bürgerkrieg herrscht. Sie gilt auch
nicht für die aktive Teilnahme am Krieg oder Bürgerkrieg sowie für
Unfälle durch ABC-Waffen und im Zusammenhang mit einem Krieg
oder kriegsähnllchen Zustand zwischen den Ländern China,

Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Japan, Russland
oder USA.

1.5 die unmittelbar oder mittelbar durch Kernenergie verursacht
sind.

2. für Gesundheitsstörungen durch Strahlen.

3. für Qesundheitsschädigungen durch Heilmaßnahmen oder Ein
griffe, die die versicherte Person an ihrem Körper vornimmt oder
vornehmen lässt. Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn die
Eingriffe oder Heilmaßnahmen, auch strahiendiagnostische und
therapeutische, durch einen unter diesen Vertrag fallenden Unfall
veranlasst waren.

4. für Infektionen.

Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn die Krankheitserreger
durch eine unter diesen Verfrag fallende Unfallverietzung In den
Körper gelangt sind.

Nicht als Unfallverletzungen gelten dabei Haut- oder Schleimhaut
verletzungen, die als solche geringfügig sind und durch die Krank
heitserreger sofort oder später in den Körper gelangen; für Tollwut
und Wundstarrkrampf entfällt diese Einschränkung.

Für Infektionen, die durch Hellmaßnahmen verursacht sind, gilt
Ziffer 3, Satz 2 entsprechend.

5. für Vergiftungen Infolge Einnahme fester oder flüssig«- Stoffe
durch den Schlund.

6. für Bauch- oder Unterieibsbrüche.

Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn sie durch eine unter
diesen Vertrag fallende gewaltsame von außen kommende Einwir
kung entstanden sind.

7. für Schädigungen an Bandscheiben sowie Blutungen aus
inneren Organen und Gehirnblutungen.

Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn ein unter diesen Vertrag
fallendes Unfallereignis im Sinne von § 1 Ziffer 4 die überwiegende
Ursache ist.
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8. für krankhafte Störungen Infolge psychischer Reaktionen, auch
wenn diese durch einwi Unfall verursacht wurden.

§ 3 Nicht versicherbare Personen

1. Nicht versicherbar und trotz Beitragszahlung nicht versichert
sind dauernd Schwer- oder Schwerstpflegebedürftige Im Sinne der
sozialen Pflegeversicherung sowie Geisteskranke.

2. Der Versicherungsschutz erlischt, sobald die versicherte Person
nach Ziffer 1 nicht m^r versicherbar Ist. Für diese endet gleichzei
tig die Versicheaing.

3. Der für nicht versicherbare Personen seit Eintritt der Versiche
rungsunfähigkeit entrichtete Beitrag wird zurückgezahlt.

4. Die Ziffern 1 und 2 gelten nicht für gesetzlich vorgeschriebene
Sitzplatz-Unfallversicherungen für Ruggäste.

§ 4 Beginn und Ende des Versicherungsschutzes

1. Sofern kein anderer Zeitpunkt vereinbart ist, beginnt der Versi
cherungsschutz mit Abschluss des Versicherungsvertrages. Der
Versicherungsschutz beginnt nur dann zu dem Im Versicherungs
schein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer die
erste oder einmalige Prämie rechtzeitig im Sinne von § 5 Ziffer 1
zahlt.

2. Der Vertrag endet durch schriftliche Kündigung eines der Ver
tragspartner

2.1 zum Ablauf der vereinbarten Dauer von einem Jahr. Die Kündi
gung muss spätestens drei Monate vor dem Ablauf zugegangen
sein; anderenfalls verlängert sich der Vertrag jeweils um ein Jahr;

2.2 wenn der Versicherer eine Leistung nach § 6 erbracht hat oder
gegen ihn Klage auf eine solche Leistung erhoben worden ist. Die
Kündigung muss spätestens einen Monat nach Leistung oder - im
Fall eines Rechtsstreites - nach Anerkenntnis, Vergleich oder
Rechtskraft des Urteils zugegangen sein.

Kündigt der Versicherer, wird seine Kündigung einen Monat ab
Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

Kündigt der Versicherungsnehmer, wird die Kündigung sofort nach
Zugang iDelm Versicherungsnehmer wirksam. Er kann jedoch
{bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt,
spätestens jedoch zum Ende des laufenden Versicherungsjahres,
wirksam wird.

3. Der Vertrag endet ohne Kündigung zum vorgesehenen Zeitpunkt,
wenn die vereinbarte Dau^ weniger als ein Jahr beträgt.

4. Ist nichts anderes bestimmt, endet der Vertrag zum Ende des
Versicherungsjahres, in dem die versicherte Person das 75.
Lebensjahr vollendet, soweit es sich nicht um Sitzplatz-Unfallversi
cherungen von Fluggästen handelt.

§ 5 Beitragszahlung, Fälligkeit, Verzug

1. Der Versicherungsnehmer hat, wenn nichts anderes bestimmt
Ist, den ersten oder einmaligen Beitrag einschließlich der Versiche
rungssteuer unverzüglich nach Ablauf von zwei Wochen nach Zu
gang des Versicherungsscheins zu zahlen.

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags In Raten vereinbart, gilt als ers
ter Beitrag nur die erste Rate des ersten Jahresbeitrags.

2. Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Bei
trag nicht rechtzdtig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt,

beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt
nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nicht
zahlung nicht zu vertreten hat.

Der Versicherer kann sich auf seine Leistungsfreiheit nur berufen,
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in
Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungs
schein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrags hinge
wiesen hat.

Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht rechtzeitig gezahlt,
kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag
nicht gezahlt ist. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer
nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

Im Falle des Rücktritts kann der Versicherer eine angemessene Ge
schäftsgebühr verlangen.

3. Die Folgebeiträge werden zu dem jeweils vereinbarten Zeltpunkt
fällig.

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer
dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textfoim eine
Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen setzen. Ist der VersF
cherungsnehmer nach Abiauf dieser Frist mit der Zahlung des Bei
trages, der angegebenen Zinsen oder der angegebenen Kosten in
Verzug, gilt folgendes:

3.1 Für Schäden, die nach Ablauf dieser Frist eintreten, besteht
kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer mit der
Fristbestimmung auf diese Rechtsfolge hingewiesen wurde.

3.2 Der Versicherer kann den Vertrag fristlos kündigen. Die Kündi
gung kann bereits zusammen mit der Bestimmung der Zahlungs
frist ausgesprochen werden. In diesem Fall wird die Kündigung
zum Fristablauf wirksam, wenn In dem Kündigungsschreiben
hierauf hingewiesen wurde. Die Wirkungen der Kündigung entfal
len, wenn die Zahlung Innerhalb eines Monats nach der Kündigung
oder, falls die Kündigung mit der Bestimmung der Zahlungsfrist
verbunden war, innerhalb eines Monats nach Ablauf der Zahlungs
frist nachgeholt wird. Jedoch besteht für einen zwischenzeitlich
eingetretenen Schaden kein Versicherungsschutz.

3.3 Bei Teilzahlung des Jahresbeitrages werden die noch ausste
henden Raten des Jahresbeitrages sofort fällig.

4. Ist vereinbart, dass der Versicherer die jeweils fälligen Beiträge
von einem Konto einziehen darf und kann ein Beitrag aus Gründen,
die der Versicherungsnehmer zu vertreten hat, nicht fristgerecht
eingezogen werden oder widerspricht der Versicherungsnehmer
einer berechtigten Einziehung von seinem Konto, gerät er In Verzug
und der Versicherer kann dem Versicherungsnehmer auch die da
raus entstehenden Kosten in Rechnung stellen. Der Versicherer Ist

zu weiteren Abbuchungsversuchen berechtigt, aber nicht ver
pflichtet. Ist der Einzug aus Gründen, die der Versicherungsnehmer
nicht zu vertreten hat, nicht möglich, kommt er erst in Verzug, wenn
er nach Aufforderung In Textform nicht fristgerecht zahlt. Kann auf
grund eines Widerspruchs oder aus anderen Gründen ein Beitrag
nicht eingezogen werden, kann der Versicherer von weiteren Einzie
hungsversuchen absehen und den Versicherungsnehmer In Text-
form zur Zahlung durch Überweisung auffordern.

5. Bei vorzeitiger Beendigung des Versicherungsschutzes oder des
Vertrages hat der Versicherer nur Anspruch auf den Teil des Beitra
ges, der der abgelaufenen Versicherungszelt entspricht.

Abweichend hiervon kann Versicherer dann, wenn er das Versl-
cherungsverliältnls durch Rücktritt wegen einer Verletzung der An
zeigepflicht oder durch Anfechtung wegen arglistiger Täuschung
beendet hat, die Prämie bis zum Wirksamwerden der Rücktritts
oder Anfechtungserklärung verlangen. Dies gilt auch, wenn der Ver
sicherungsschutz in diesen Fällen rückwirkend entfällt.
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§ 6 Leistungsarten und -umfang

1. Invaliditätsleistung

1.1 Voraussetzungen für die Leistung:

1.1.1 Die versicherte Person ist durch den Unfall auf Dauer in ihrer

körperlichen oder geistigen Leistungsfähigkeit beeinträchtigt
(invafidität). Die Beeinträchtigung ist dauerhaft, wenn sie voraus
sichtlich länger als drei Jahre bestehen wird und eine Änderung
des ̂Standes nicht erwartet werden kann.

Die Invalidität ist

- innerhalb eirtes Jahres nach dem Unfall eingetreten und

-Innerhalb von 15 Monaten nach dem Unfall von einem Arzt

schriftlich festgestellt und beim Versicherer geltend gemacht
worden.

1.1.2 Kein Anspruch auf Invallditälsleistung besteht, wenn die ver
sicherte Person unfallbedingt innerhalb eines Jahres nach dem

Unfall stirbt.

1.2 Art und Höhe der Leistung:

1.2.1 Die Invaliditätsleistung vrird als Kapitalbetrag gezahlt.

1.2.2 Grundlage für die Berechnung der Leistung bilden die Ver
sicherungssumme und der Grad der unfallbedingten Invalidität.

1.2.3 Bei Verlust oder Funktionsunfähigkeit der nachstehend
genannten Körperteile und Sinnesorgane gelten ausschließlich die
folgenden Invaiiditätsgrade

70% vor Vollendung des 25. Lebensjahres,

80% vor Vollendung des 50. Lebensjahres,

90% vor Vollendung des 65. Lebensjahres,

Arm Im Schuitergelenk 70%

Arm bis oberhalb des Eilenbogengelenkes 65 %

Arm unterhalb des Eilenbogengelenkes 60%

Hand Im Handgelenk 55%

Daumen 20%

Zeigefinger 10%

anderer Finger 5%

Bein über der Mitte des Oberschenkels 70%

Bein bis zur Mitte des Oberschenkels 60%

Bein unterhalb des Knies 50%

Bein bis zur Mitte des Unterschenkels 45%

Fuß im Fußgelenk 40%

große Zehe 5%

andere Zehe 2%

Auge 50%

Gehör auf einem Ohr 30%

Geruchssinn 10%

Geschmackssinn 5%

Bei Teilverlust oder Funktlonsbeernträchtlgung gilt der ent
sprechende Teil des jeweiligen Prozentsatzes.

1.2.4 Für andere Körperteile und Sinnesorgane bemisst sich der
Invaliditätsgrad danach, Inwieweit die normale körperliche oder

geistige Leistungsfähigkeit Insgesamt beeinträchtigt Ist. Dat^ei sind

ausschließlich medizinische Gesichtspunkte zu berücksichtigen.

1.2.5 Waren betroffene Körperteile oder Sinnesorgane oder deren
Funktionen bereits vor dem Unfall dauernd beeinträchtigt, wird der
Invaliditätsgrad um die Vorinvalidität gemindert. Diese Ist nach
Ziffer 1.2.3 und 1.2.4 zu bemessen.

1.2.6 Sind mehrere Körperteile oder Sinnesorgane durch den Unfall
beeinträchtigt, werden die nach den vorstehenden Bestimmungen
ermittelten Invaliditätsgrade zusammengerechnet. Mehr als 100%
weiden jedoch nicht berücksichtigt.

1.2.7 Führt ein Unfall nach diesen Bestimmungen und der Anwen
dung von § 7 zu einer Invalidität der versicherten Person von
mindestens

wird die doppelte Invaliditätsleistung erbracht Maßgebltch Ist das
Alter der versicherten Person bei Eintritt des Unfalls.

Die Mehrleistung wird für jede versicherte Person auf höchstens
EUR 200.000 beschränkt.

Bestehen für die versicherte Person bei demselben oder anderen

Versicherern weitere Luftfahrt-Unfallversicherungen, die die gleich
lautende Begrenzung der Versicherungssumme enthalten, gilt der
Höchstbetrag für alle Versicherungen zusammen.

1.2.8 Stirbt die versicherte Person

- aus unfalifremder Ursache innerhalb eines Jahres nach dem

Unfall oder

- gleichgültig, aus welcher Ursache, später als ein Jahr nach dem
Unfall,

und war ein Anspruch auf Invaliditätsleistung entstanden, leistet
der Versicherer nach dem Invaliditätsgrad, mit dem aufgrund der
ärztlichen Befunde zu rechnen gewesen wäre.

2. Übergangsleistung

2.1 Voraussetzungen für die Leistung:

2.1.1 Die normale körperliche oder geistige Leistungsfähigkeit der
versicherten Person ist unfallbedingt ohne Mitwirkung von Krank
heiten oder Gebrechen

- nach Ablauf von drei Monaten vom Unfalltag an gerechnet noch
um 100% (Erste Stufe) oder

- nach Abiauf von sechs Monaten vom Unfalltag an gerechnet noch
um mindestens 50% (Zweite Stufe) beeinträchtigt.

2.1.2 Diese Beeinträchtigungen haben innerhalb der angegebenen
Zeiträume ununterbrochen bestanden.

2.1.3 Die Übergangsleistung ist In der ersten Stufe spätestens vier
Monate und in der zweiten Stufe spätestens sieben Monate nach
Eintritt des Unfalls unter Voriage eines ärztlichen Attestes beim
Versicherer geltend zu machen.

2.2 Art und Höhe der Leistung:
Die Übergangsleistung der ersten Stufe wird In Höhe der Hälfte der
vereinbarten Versicherungssumme, die der zweiten Stufe In Höhe
der vollen vereinbarten Versicherungssumme gezahlt. Eine Leistung
für die erste Stufe wird angerechnet.

3. Tagegeld

3.1 Voraussetzungen für die Leistung:
Die versicherte Person ist unfallbedingt
- in der Arbeitsfähigkeit beeinträchtigt und
- in ärztlicher Behandlung.

3.2 Höhe und Dauer der Leistung:
Das Tagegeld wird nach der vereinbarten Versicherungssumme be
rechnet. Es wird nach dem festgestellten Grad der Beeinträchti
gung der Berufstätigkeit oder Beschäftigung abgestuft.
Das Tagegeld wird für die Dauer der ärztlichen Behandlung, längs
tens für ein Jahr, vom Unfalltag an gerechnet, gezahlt.

4. Krankenhaustagegeid

4.1 Voraussetzungen für die Leistung:
Die versicherte Person befindet sich wegen des Unfalls In medizi
nisch notwendiger vollstationärer Heilbehandlung.
Kuren sowie Aufenthalte in Sanatorien und Erholungshelmen gelten
nicht als medizinisch notwendige Heilbehandlung.

4.2 Höhe und Dauer der Leistung:
Das Krankenhaustagegeid wird in Höhe der vereinbarten Versiche
rungssumme für jeden Kalendertag der volistationären Behandlung
gezahlt, längstens jedoch für drei Jeüire, vom Unfalltag an
gerechnet.
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5. TodesfaHleistung

5.1 Voraussetzungen für die Leistung:
Die versicherte Person Ist infolge des Unfalls innerhalb eines Jah
res gestorben. Auf die besonderen Pflichten nach § 9 Ziffer 5 wird
hingewiesen.

5.2 Höhe der Leistung:

Die Todesfallleistung wird in Höhe der vereinbarten Versicherungs
summe gezahlt.

6. VNterden in der Sitzplatzunfallversicherung die zu einer bestimm
ten Gruppe gehörenden Plätze eines Luftfahrzeugs pauschal vemi-
chert, ist jede unter die Versicherung fallende Pereon, die sich bei
Eintritt des Unfalles im Luftfahrzeug befunden hat, mit sich
aus der Anzahl der Personen ergebenden Teilbetrag der versicher
ten Pauschalsumme gedeckt.

7. Sind bei einem Unfall In einem Luftfahrzeug weniger Plätze versi
chert als Personen an Bord waren, werden die versicherten Leis

tungen anteilig auf die Personen verteilt.

§ 7 Leistungseinschränkung

bei Krankheiten oder Gebrechen

Haben Krankheiten oder Gebrechen bei der durch ein Unfallereig
nis verursachten Gesundheitsschädigung oder deren Folgen mitge
wirkt, mindert sich

- im Fall einer Invalidität der Prozentsatz des Invaliditätsgrades,
- im Todesfall und, soweit nichts anderes bestimmt ist. In allen an

deren Fällen die Leistung entsprechend dem Anteil der Krankheit
oder des Gebrechens.

Beträgt der Mitwirkungsanteil weniger als 25%, unterbleibt jedoch
die Minderung.

mer mit der Erklärung des Versicherers ülDer die Leistungspflicht zu
unterrichten.

Dieses Recht muss vom Versicherer zusammen mit seiner Erklä

rung über die Leistungspflicht nach Ziffer 1, vom Versicherungs
nehmer vor Ablauf der Frist, ausgeübt werden.
B'gibt die endgültige Bemessung eine höhere invaliditätsleistung
als der Versicherer bereits erbracht hat, ist der Mehrbetrag mit 5
Prozent jährlich zu verzinsen.

§ 9 Obliegenheiten nach Eintritt eines Unfalls

1. Nach einem Unfall, der voraussichtlich eine Leistungspfllcht h^-

beiführt, ist unverzüglich ein Arzt hinzuzuziehen und der Versicherer
zu unterrichten. Die versicherte Pereon hat den ärztlichen Anord

nungen nachzukommen und die Unfallfolgen möglichst zu mindern.

2. Die vom Versichera" übersandte Unfallanzeige ist wahrheitsge

mäß auszufüllen und umgehend an den Versicherer zurückzusen
den. Darüber hinaus geforderte sachdienliche Auskünfte sind un
verzüglich zu erteilen.

3. Die versicherte Person hat sich von den vom Versicherer beauf

tragten Ärzten untersuchen zu lassen. Die notwendigen Kosten ein
schließlich eines dadurch entstandenen Verdienstausfalles trägt der
Versicherer.

4. Die Ärzte, die die versicherte Person - auch aus anderen Anläs
sen - behandelt oder untersucht haben, andere Vereich^r, Versi
cherungsträger und Behörden sind ermächtigt, alle erforderlichen
Auskünfte zu erteilen.

5. Hat der Unfall den Tod zur Folge, ist dies Innerhalb von 48 Stun
den anzuzeigen, auch wenn der Unfall schon gemeldet Ist. Dem
Versicherer ist das Recht zu verschaffen, eine Obduktion durch ei

nen von ihm beauftragten Arzt vornehmen zu lassen.

§ 8 Fätügkeit der Leistungen

1. Der Versicherer Ist verpflichtet, innerhalb eines Monats - beim
Invaliditätsanspruch innerhalb von drei Monaten - in Textform zu
erklären, ob und in welcher Höhe er einen Anspruch anerkennt. Die
Fristen beginnen mit dem Eingang folgender Unteriagen:
- Nachwels des Unfailhergangs und der Unfallfolgen,
- beim Invaiiditätsanspruch zusätzlich der Nachweis über den Ab-
schluss des Heilverfahrens, soweit es für die Bemessung der In
validität notwendig ist.

Die ärztlichen Gebühren, die dem Versicherungsnehmer zur Be
gründung des Leistungsanspruchs entstehen, übernimmt der
Versicherer

- bei Invalidität bis zu 1 Promille der versicherten Summe,

- bei Übergangsleistung bis zu 1 Prozent der versicherten Summe,
- bei Tagegeld und Krankenhaustagegeld bis zu je einem Tages
satz.

Sonstige Kosten übernimmt der Versicherer nicht.

2. Erkennt der Versicherer den Anspruch an oder haben sich Versi
cherungsnehmer und Versicherer über Grund und Höhe geeinigt,
erbringt der Versicherer die Leistung innerhalb von zwei Wochen.

3. Steht die Leistungspfllcht zunächst nur dem Grunde nach fest,
zahlt der Versicherer - auf Wunsch - angemessene Vorschüsse. Vor

Abschluss des Heilverfsd^rens kann eine Invaliditätsleistung inner
halb eines Jahres nach dem Unfall nur bis zur Höhe einer verein

barten Todesfalisumme beansprucht werden.

4. Versicherungsnehmer und Versicherer sind berechtigt, den Grad
der Invalidität jährlich, längstens bis zu drei Jahren nach dem Un
fall, erneut ärztlich bemessen zu lassen.
Bei Kindern bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres verlängert
sich diese Frist von drei auf fünf Jahre. Über sein Recht, den Grad
der Invalidität neu bemessen zu lassen, Ist der Vereicherungsneh-

§10 Folgen von Obliegenheitsverietzungen

Wird eine Obliegenheit nach § 9 vorsätzlich verletzt, ist der Verei-
cherer von der Verpflichtung zur Leistung befreit. Bei grob fahrlässi
ger Verletzung der Obliegenheit Ist der Versicherer berechtigt, die
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versiche
rungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Eine Kürzung
unterbleibt, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass keine
grobe Fahrlässigkeit vorliegt.

Der Versicherer bleibt jedoch zur Leistung verpflichtet, soweit der
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Obliegenheitsverletzung
weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles

noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspfllcht des
Versicherers ursächlich Ist. Das gilt nicht, wenn der Versicherungs
nehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.

Der voltständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes
hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalles beste
henden Auskunfts- oder Aufklärungspflichtobliegenheit zur Voraus
setzung, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer durch ge
sonderte Mitteilung In Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen
hat.

§ 12 bleibt unberührt.

§11 Rechtsverhältnisse
am Vertrag beteiligter Personen

1. Ist die Versicherung gegen Unfälle abgeschlossen, die einem an

deren zustoßen {Fremdversicherung), steht die Ausübung der
Rechte aus dem Vertrag nicht der versicherten Person, sondern
dem Versicherungsnehmer zu. Er ist neben der versicherten Person

für die Erfüllung der Obliegenheiten verantwortlich.
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Bei gesetzlich vorgeschriebenen Fluggastversicherungen können
die Versicherten den Anspruch auf die Versicherungsleistung
selbstständig gegen den Versicherer geltend machen.

Alle für den Versicherungsnehmer geltenden Bestimmungen sind
auf seinen Rechtsnachfolger und sonstige Anspruchsteller entspre
chend anzuwenden.

2. Über die Versicherungsansprüche kann vor ihrer endgültigen
Feststellung ohne Zustimmung des Versicherers nicht verfügt wer
den.

3. Einräumung und Widerruf eines Bezugsrechtes sind gegenüber
dem Versicherer nur und erst dann wirksam, wenn sie dem Versi

cherer vom Versicherungsnehmer zu seinen Lebzeiten schriftlich
angezeigt worden sind.

§ 12 Vorvertragliche Anzeigepfiichten
des Versicherungsnehmers

1. Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragser
klärung alle Ihm bekannten Gefahrumstände, nach denen der Versi
cherer In Textform gefragt hat und die für den Versicherer erheblich

sind, in Textform wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen.
Stellt der Versicherer in Textform noch weitere Fragen, bevor er den

Antrag des Versicherungsnehmers auf Abschluss des Versiche
rungsvertrages angenommen hat, ist der Versicherungsnehmer
auch insoweit zur Anzeige gefahrerheblicher Umstände verpflichtet.

Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf den Ent-

schlüss des Versicherers Einfluss auszuüben, den Vertrag über
haupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen.

Soll eine andere Person versichert werden, ist diese neben dem

Versicherungsnehmer für die wahrheitsgemäße und vollständige
Anzeige der gefahrerheblichen Umstände und die Beantwortung
der an diese Person gestellten Fragen verantwortlich.

Wird der Vertrag von einem Bevollmächtigten des Versicherungs
nehmers oder einem Vertreter ohne Vertretungsmacht geschlossen
und kennt dieser den gefahrerheblichen Umstand, muss der Versi
cherungsnehmer sich so behandeln lassen, als hätte er selbst da
von Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwiegen.

2. Verletzt der Versicherungsnehmer eine Anzeigepfiicht nach Ziffer
1, so kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten.

Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versicherungs
nehmer nachweist, dass er oder sein Vertreter die unrichtigen oder
unvollständigen Angaben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig
gemacht hat.

Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Ver

letzung der Anzeigepfiicht ist ausgeschlossen, wenn der Versiche

rungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände - wenn auch zu anderen
Bedingungen - geschlossen hätte.

3. Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz.

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalles zurück,
darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der Versi

cherungsnehmer nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig
angezeigte Umstand weder für den Eintritt des Versicherungsfalles
noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistung ursächlich
war. Auch in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz,
wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt
hat.

Der Versicherer behält seinen Anspruch auf den Teil des Beitrages,
der der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufe
nen Vertragszeit entspricht.

4. Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die
Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf grober
Fahrlässigkeit beruhte, kann der Vereicherer den Vertrag unter Bn-
haltung einer Frist von einem Monat kündigen.

Das Kündigungsrecht Ist ausgeschlossen, wenn der V^icherungs-
nehmer nachweist, dass der Versichera- den Vertrag auch bei
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände - wenn auch zu anderen
Bedingungen - geschlossen hätte.

5. Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, weil er
den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände,
aber zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte, werden die an
deren Bedingungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend
Vertragsbestandteil. Hat der Verslcherungsn^mer die Pflichtverlet
zung nicht zu vertreten, werden die anderen Bedingungen ab der
laufenden Versichenjngsperiode Vertragsbestandteil.

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als
10 % oder schließt der Versicherer die Qefahrabsicherung für den
nicht angezeigten Umstand aus. kann der Versicherungsnehmer
den Versicherungsvertrag unter Einhaltung einer Kündigungsfrist
von einem Monat nach Zugang der Mitteilung des Versicherers
ohne Einhaltung einer Frist schriftlich kündigen.

6. Der Versicherer muss die ihm nach den Ziffern 2 bis 5 zustehen

den Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die
Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der
Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht begrün
det, Kenntnis erlangt. Er hat die Umstände anzugeben, auf die er
seine Erklärung stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur
Begründung seiner Erklärung abgeben, wenn für diese die Monats
frist nicht verstrichen ist.

Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziffern 2 bis 5 nur zu,
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in
Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen
hat. Die Rechte sind ausgeschlossen, wenn der Versicherer den
nicht angezeigten Umstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige
kannte.

7. Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täu
schung anzufechten, bleibt unberührt. Im Falle der Anfechtung
steht dem Versicherer der Teil des Beitrags zu, der bis zum Wirk
samwerden der Anfechtungserklärung der abgelaufenen Vertrags
zeit entspricht.

§ 13 Verjährung

1. Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren In drei
Jahren. Die Verjährungsregelungen richten sich nach den allgemei
nen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches.

2. Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag beim Versicherer
angemeldet worden, ist die Verjährur^ bis zu dem Zeitpunkt ge
hemmt, zu dem die Entscheidung des Versicherers dem Anspruch
steller In Textform zugeht.

§ 14 Widerrufsrecht des Versicherungsnehmers

1. Die Annahmeerklärung kann innerhalb von 2 Wochen nach Zu
gang des Versicherungsscheins In Textform (z.B. per Brief, Telefax
oder E-mail) ohne Angabe von Gründen widemjfen werden. Die
Frist beginnt, wenn dem Versicherungsnehmer auch die Vertrags
bestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedin
gungen, das Produktinfonmatlonsblatt und das Hinweisblatt zuge
gangen sind. Zur Wahrung des Widerrufs genügt dessen rechtzeiti
ge Absendung. Der Widerruf ist zu richten an:
Euro-Aviation Versicherungs-Aktiengesellschaft, Hochallee 80,
D-20149 Hamburg, info@euroavlation.de, Fax +49-40-450 59 94.
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2. Bei fristgerechtem Widerruf wird der Teil des Beitrags, der auf
den versicherten Zeitraum nach Zugang des Widerrufs entfällt, dem
Vereicherungsnehmer erstattet. Den anderen Teil des Beitrags kann
der Versicherer elnbehalten, wenn er den Versicherungsnehmer in

der Belehrung auf das Widerrufsrecht einschließlich der Rechtsfol
gen des Widerrufs und den zu zahlenden Beitrag hingewiesen hat
und, sofern der Versicherungsschutz vor Ablauf der Widerrufsfrist
beginnt, der Versicherungsnehmer diesem Versicherungsbeginn
zugestimmt hat. Hat der Versicherungsnehmer nicht zugestimmt
oder beginnt der Versicherungsschutz erst nach Ablauf der Wlder-
rufsfrist, wird der Beitrag dem Versicherungsnehmer insgesamt er
stattet.

3. Der Versicherer hat dem Versicherungsnehmer den Teil des Bei
trags, den der Versicherungsnehmer vom Versicherer zurückverlan
gen kann, unverzüglich, spätestens aber 30 Tage nach Zugang des
Widerrufs zu erstatten. Ist die Belehrung über das Bestehen oder

die Rechtsfolgen des Widerrufs unterblieben, hat der Versicherer
dem Versicherungsnehmer zusätzlich den für das erste Jahr ge
zahlten Beitrag zu erstatten; dies gilt nicht, wenn Leistungen aus
dem Versicherungsvertrag In Anspruch genommen wurden oder
werden.

4. Das Widerrufsrecht Ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungs
vertrag von beiden Seiten auf den ausdrücklichen Wunsch des Ver
sicherungsnehmers vollständig erfüllt wurde, bevor das Widerrufs
recht ausgeübt worden Ist. Das Widerrufsrecht besteht ferner nicht
bei Versicherungsverträgen mit einer Laufzeit von weniger als ei
nem Monat.

§15 Gerichtsstand, geltendes Recht

1. Dem Versicherungsvertrag liegt das Recht der Bundesrepublik
Deutschland zugrunde.

2. Für Klagen, die aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versi
cherer erhoben werden, bestimmt sich die gerichtliche Zuständig
keit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versiche

rungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ist der Versicherungs
nehmer eine natürliche Person, ist auch das Gericht örtlich zustän

dig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klage
erhebung seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, sei
nen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Diese Regelung gilt nicht für
juristische Personen.

3. Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen
Klagen des Versicherers gegen ihn bei dem Gericht erhoben wer
den, In dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zelt der Klage

erhebung seinen Wohnsitz oder, falls kein Wohnsitz besteht, seinen
gewöhnlichen Aufenthalt hat.

Für Klagen gegen juristische Personen bestimmt sich das zuständi
ge Gericht nach deren Geschäftssitz oder Niederlassung. Sofern
nach dem Gesetz wertere Gerichtsstände bestehen, kann der Versi

cherer Klagen auch dort erheben.

4. Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthaltsort des Versi
cherungsnehmers Im Zeltpunkt der Klageerhebung nicht bekannt,
bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem
Versicherungsvertrag nach dem Geschäftssitz des Versicherers
oder nach dem Sitz der den Versicherungsnehmer betreuenden

Niederlassung. Dies gilt entsprechend, wenn der Versicherunge-
nehmer eine juristische Person und sein Geschäftssitz unbekannt
ist.

§ 16 Anzeigen und Willenserklärungen

1. Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen

sind in Textfoim abzugeben, sofern nicht etwas anderes bestimmt
ist. Sie sind an die im Versicherungsschein oder In dessen Nachträ
gen als zuständig bezeichnete Stelle zu richten.

2. Hat der Versicherungsnehmer seine Anschrift geändert, die Än
derung aber dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Wil
lenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzuge
ben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes nach der
letzten dem Versicherer bekannten Anschrift. Die Erklärung gilt drei
Tage nach der Zusendung des Briefs als zugegangen.

3. Bei Namensänderung gilt Ziffer 2 entsprechend.

4. Falls als Anschrift die gewerbliche Niederlassung des Versiche
rungsnehmers angegeben ist, gilt bei Verlegung der gewerblichen
Niederlassung Ziffer 2 entsprechend.

ZUSATZBEDINGUNGEN

FÜR DIE GRUPPENUNFALLVERSICHERUNG

Die Gruppen-Unfallversicherung kann mit oder ohne Angabe der
Namen der versicherten Personen abgeschlossen werden. Die ver

einbarte Form ergibt sich aus dem Vertrag.

1. Versicherungen ohne Namensangabe

1.1 Versicherungsschutz besteht für die Personen, die der im Ver
trag bezeichneten Gruppe angehören.

1.2 Die zu versichernden Personen sind so zu bezeichnen, dass bei
Eintritt des Versicherungsfalles ein Zweifel über die Zugehörigkeit
zu dem versicherten Personenkreis nicht entstehen kann.

1.3 Der Versicherer fordert den Versicherungsnehmer jeweils am
Schluss eines Zeitabschnitts auf, die Zahl der In diesem Zeitab
schnitt versichert gewesenen Personen anzugeben. Aufgrund der
festgestellten Zahl der versicherten Personen erfolgt die Berech
nung des jeweiligen Beitrages.

1.4 Unterfässt der Versicherungsnehmer die Angaben der Perso-
nenzahi innerhalb eines Monats nach Empfang der Aufforderung,
Ist der Versicherer berechtigt, den Beitrag unter Zugrundelegung
der zuletzt angegebenen Personenhöchstzahl zu fordern. Dem Ver
sicherungsnehmer ist jedoch das Recht vorbehalten, im Laufe des
neuen Zeitabschnittes die richtige Personenzahl nachzuweisen. Die
Beitragsberechnung ist dadurch gegebenenfalls anzupassen.

1.5 Der Versicherungsschutz der einzelnen versicherten Person
erlischt, wenn sie aus der Gruppe ausscheidet.

2. Versicherungen mit Namensangabe

2.1 Versicherungsschutz besteht für die namentlich genannten

Personen.

2.2 Außerdem können noch nicht versicherte Personen jederzeit

zur Versicherung angemeldet werden, wenn die gleichen Risiko
merkmale wie die der bereits versicherten Personen vorliegen. Sie
sind von der Absendung der Anmeldung an im gleichen Umfang
versichert.

2.3 Personen mit anderen Risikomerkmalen gelten erst nach Ver
einbarung der Versicherungssummen und des Beitrages als versi
chert.

2.4 Der Versicherer hat das Recht, die Versicherung der einzelnen

Personen ohne Angabe von Gründen abzulehnen. Im Fall der Ab
lehnung scheidet die betreffende Person einen Monat nach dem
Tag der Ablehnung aus der Versicherung aus. Als Beitrag Ist für sie
nur der auf die tatsächliche Versicherungsdauer entfallende Teil zu
zahlen.

2.5 Für versicherte Personen, die aus dem Vertrag ausscheiden
sollen, erlischt der Versicherungsschutz frühestens zu dem Zeit
punkt, in dem die Anzeige dem Veralcherer zugeht.
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3. Vertragsdauer (Zusatz zu § 4)

3.1 Der Versicherungsvertrag endet, wenn der Betrieb oder Verein

etc. aufgelöst ist.

3.2 Der Versicherungsschutz der einzelnen versicherten Persc^i
erlischt l^er

-wenn sie aus dem Dienstverhältnis des Versicherungsnehm^
oder aus dem Verein etc. ausscheidet,

- wenn die versicherte Person eine neue Tätigkeit aufnimmt, für die
vereinbaoingsgemäß keine Unfallversicherung vorgesehen ist,

- wenn der Versicherer nach einem Unfall eine Leistung für den Ver
sicherungsnehmer erbracht hat oder gegen den Versicherer Klage
auf eine Leistung erhoben worden ist. Die Mitteilung muss dem
Versicherungsnehmer innettialb eines Monats nach Leistung oder
• im Fall anes Rechtsstreits - nach Klagerücknahme, Anerkennt

nis, Vergleich oder Rechtskraft des Urteils zugegangen sein. Der
Versicherungsschutz erlischt einen Monat nach Zugang der Mit
teilung.

BESONDERE BEDINGUNGEN

FÜR ZUSATZLEISTUNGEN

Ergänzend zu § 6 erbringt der Versicherer ohne zusätzlichen
Beitrag die nachfolgend beschriebenen Zusatzlelstungen.

Bestehen für die versicherte Person bei demselben Versicherer

weitere Luftfahrt-Unfallversicherungen, können die Zusatzlelstun

gen jeweils nur aus einem dieser Verträge verlangt werden.

1. Mitversicherung von Bergungskosten

1.1 Hat die versicherte Person einen unter den Versicherungsver
trag fallenden Unfall erlitten, ersetzt der Versicherer bis zur Höhe
des dafür vereinbarten Betrages die entstandenen notwendigen
Kosten für:

1.1.1 Such-, Rettungs- oder Bergungseinsätze von öffentlichrecht
lich oder privatrechtlich organisierten Rettungsdiensten, soweit
hierfür üblicherweise Gebühren berechnet werden.

1.1.2 Transport des Verletzten in das nächste Krankenhaus oder zu

einer Spezialklinlk, soweit medizinisch notwendig und ärztlich an
geordnet.

1.1.3 Mehraufwand bei der Rückkehr der verletzten Person zu

ihrem ständigen Wohnsitz, soweit die Mehrkosten auf ärztliche

Anordnungen zurückgehen oder nach der Verletzungsart unver-
m«dbar waren.

1.1.4 Überführung zum letzten ständigen Wohnsitz Im Todesfall.

1.2 Hat die versicherte Person für Kosten nach Ziffer 1.1.1 einzu

stehen, obwohl sie keinen Unfall erlitten hatte, ein solcher aber un

mittelbar drohte oder nach den konkreten Umständen zu vermuten

war, Ist der Versicherer ebenfalls ersatzpflichtig.

1.3 Soweit ein anderer Ersatzpflichtiger eintritt, kann der Erstat
tungsanspruch gegen den Versicherer nur wegen der restlichen
Kosten geltend gemacht werden.

2. Kosmetische Operationen

2.1 Voraussetzungen für die Leistungen:

2.1.1 Die versicherte Person hat sich nach einem unter den Versi

cherungsschutz fallenden Unfall einer kosmetischen Operation
unterzogen.

Als kosmetische Operation gilt eine nach Abschluss der Heilbe
handlung durchgeführte ärztliche Behandlung mit dem Ziel, eine
unfallbedingte Bednträchtigung des äußeren Erscheinungsbildes
der versicherten Person zu beheben.

2.1.2 Die kosmetische Operation erfolgt innerhalb von drei Jahren
nach dem Unfall, bei Unfällen Minderjähriger spätestens vor Voll
endung des 21. Lebensjahres.

2.1.3 Ein Dritter Ist nicht zur Leistung verpflichtet oder bestreitet
sdne Leistungspflicht.

2.2 Art und Höhe der Leistungen

2.2.1 Der Versicherer leistet insgesamt bis zur Höhe der verein
barten Versicherungssumme Ersatz für nachgewiesene
- Arzthonorare und sonstige Operationskosten
- notwendige Kosten für Unterbringung und Verpflegung In einem
Krankenhaus

2.2.2 Der Versicherer leistet nicht Ersatz für Zahnbehandlungs- und
Zahnersatzkosten.

ZUSATZBEDINGUNGEN

FÜR DIE BODENUNFALLVERSICHERUNG

1. Mitglieder von Luftsportvereinen

1.1 Der Versicherungsschutz umfasst Bodenunfälle Innerhalb
Europas, die dem versicherten Vereinsmitglied während der Teil
nahme an satzungsgemäßen Vereinsveranstaltungen einschließlich
der Teilnahme an öffentlichen Luftfahrtveranstaltungen zustoßen.

1.2 Der Versicherungsschutz gilt auch während der Fahrten mit
Bodenverkehrsmitteln, die im Rahmen des Vereins unternommen
werden. Ausgeschlossen sind Unfälle, die bei Verlängerung des
Weges oder bei Unterbrechungen, die nicht In ursächlichem Zu
sammenhang mit der im Rahmen des Vereins durchgeführten Reise
stehen, eintreten.

2. Zuschauer bei Luftfahrtveranstaltungen

2.1 Der Versicherungsschutz umfasst Bodenunfälle, die Zuschau
ern während der Dauer einer Luftfahrtveranstaltung in Europa Inner
halb ö&r Grenzen des Veranstaltungsgeländes zustoßen. Als Zu
schauer gelten alle Personen, die eine gültige Eintrittskarle besit
zen.

2.2 In den Versicherungsschutz eingeschlossen sind auch alle Per
sonen, die Im Auftrag des Versicherungsnehmers Tätigkeiten wäh
rend der Veranstaltung ausüben.

2.3 Ausgeschlossen von der Versicherung sind Unfälle von Pers^
nen, die an Luftfahrten teilnehmen.
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EURO AVIATION
VERSICHERUNGS AKTIENGESELLSCHAFT

HOCHALLEE 80 ■ 20149 HAMBURG ■ TELEFON: 040/44 59 41 • TELEFAX: 040/450 59 94

U 1

Allgemeine Unfallversicherungs-Bedingungen (AUS 2008/11)

(Stand: Dezember 2008)

Sie als Versicherungsnehmer sind unser Vertragspartner.
Versicherte Person können Sie oder jemand anderer sein.
Wir als Versicherer erbringen die vertraglich vereinbarten Leistungen.

Inhaltsübersicht

Der Versicherungsumfang

1  Was ist versichert?

2  Welche Leistungsarten können vereinbart werden?
2.1 Invaliditätsleistung
2.2 Übergangsleistung
2.3 Tagegeld
2.4 Krankenhaustagegeld, ambulante Operationen
2.5 Genesungsgeld
2.6 TodesfalUeistung
3  Welche Auswirkung haben Krankheiten oder Gebrechen?
4  GESTRICHEN

5  In welchen Fällen ist der Versicherungsschutz ausgeschlossen?
6  Was müssen Sie

■  bei vereinbartem Kinder-Tarif

■  bei Änderungen der Berufstätigkeit oder Beschäftigung
beachten?

Der Leistungsfall

7  Was ist nach einem Unfall zu beachten (Obliegenheiten)?
8  Welche Folgen hat die Nichtbeachtung von Obliegenheiten?
9  Wann sind die Leistungen fällig?

Die Versicherungsdauer

10 Wann beginnt und wann endet der Vertrag?
Wann ruht der Versicherungsschutz bei militärischen Einsätzen?

Der Versicherungsbeitrag

11 Was müssen Sie bei der Beitragszahlung beachten?
Was geschieht, wenn Sie einen Beitrag nicht rechtzeitig bezahlen?

Weitere Bestimmungen

12 Wie sind die Rechtsverhältnisse der am Vertrag beteiligten Personen
zueinander?

13 Was bedeutet die vorvertragliche Anzeigepflicht?
14 GESTRICHEN

15 Wann verjähren die Ansprüche aus dem Vertrag?
16 Welches Gericht ist zuständig?
17 Was ist bei Mitteilungen an uns zu beachten?

Was gilt bei Änderungen Ihrer Anschrift?
18 Welches Recht findet Anwendung?

Vorsitzender des Aufsichtsrats: Alexander Stuhlmann' Vorstand: Michael Fischer, Vorsitzender- Dr Torsten Betzel • Sitz der Gesellschaft: Hamburg • Registergericht: Hamburg HRB57950
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Der Versicherungsumfang

1  Was ist versichert?

1.1 Wir bieten Versicherungsschutz bei Unfällen, die der versicherten Person während der Wirksamkeit
des Vertrages zustoßen.

1.2 Der Versicherungsschutz umfasst Unfälle in der ganzen Welt.

1.3 Ein Unfall liegt vor, wenn die versicherte Person durch ein plötzlich von außen auf Ihren Körper wir
kendes Ereignis (Unfallereignis) unfreiwillig eine Gesundheitsschädigung erleidet.

1.4 Als Unfall gilt auch, wenn durch eine erhöhte Kraftanstrengung an Gliedmaßen oder Wirbelsäule

■  ein Gelenk verrenkt wird oder

■  Muskeln, Sehnen, Bänder oder Kapseln gezerrt oder zerrissen werden.

1.5 Auf die Regelungen über die Einschränkungen der Leistung (Ziffer 3) sowie die Ausschlüsse (Ziffer 5)
weisen wir hin. Sie gelten für alle Leistungsarten.

2  Welche Leistungsarten können vereinbart werden?

Die Leistungsarten, die Sie vereinbaren können, werden im folgenden oder In zusätzlichen Bedingun
gen beschrieben.

Die von Ihnen mit uns vereinbarten Leistungsarten und die Versicherungssummen ergeben sich aus
dem Vertrag.

2.1 Invaliditätsleistung

2.1.1 Voraussetzungen für die Leistung:

2.1.1.1 Die körperliche oder geistige Leistungsfähigkeit der versicherten Person ist unfallbedingt dauerhaft
beeinträchtigt (Invalidität). Eine Beeinträchtigung Ist dauerhaft, wenn sie voraussichtlich länger als drei
Jahre bestehen wird und eine Änderung des Zustandes nicht erwartet werden kann.

Die Invalidität ist

■  innerhalb eines Jahres nach dem Unfall eingetreten und
■  innerhalb von fünfzehn Monaten nach dem Unfall von einem Arzt schriftlich festgestellt und von Ih

nen bei uns geltend gemacht worden.

2.1.1.2 Kein Anspruch auf Invaliditätsleistung besteht, wenn die versicherte Person unfallbedingt Innerhalb
eines Jahres nach dem Unfall stirbt.

2.1.2 Art und Höhe der Leistung:

2.1.2.1 Die Invaliditätsleistung zahlen wir als Kapitalbetrag.

2.1.2.2 Grundlage für die Berechnung der Leistung bilden die Versicherungssumme und der Grad der unfall
bedingten Invalidität.

Vorsitzender des Aufsichtsrais: Alexander Smlilmann- Vorstand: Michael Fischer, Vorsitzender- Dr. Torsten Betzel • Sitz der Gesellschaft: Hamburg • Registergericht; Hamburg HRB 57950



EURO AVIATION
VERSICHERUNGS AKTIENGESELLSCHAFT

HOCHALLEE 80 -20149 HAMBURG • TELEFON: 040 / 44 59 41 • TELEFAX; 040/450 59 94

2.1.2.2.1 Bei Verlust oder völliger Funktionsunfähigkeit der nachstehend genannten Körperteile und Sinnesor
gane gelten ausschließlich, die folgenden Invaliditätsgrade;

Arm 70%

Arm bis oberhalb des Ellenbogengelenks 65%

Arm unterhalb des Ellenbogengelenks 60%

Hand 55%

Daumen 20%

Zeigefinger 10%

anderer Finger 5%

Bein über der Mitte des Oberschenkels 70%
Bein bis zur Mitte des Oberschenkels 60%

Bein bis unterhalb des Knies 50%

Bein bis zur Mitte des Unterschenkels 45%

Fuß 40%

große Zehe 5%

andere Zehe 2%

Auge 50%

Gehör auf einem Ohr 30%

Geruchssinn 10%

Geschmackssinn 5%

Bei Teilverlust oder teilweiser Funktionsbeeinträchtigung gilt der entsprechende Teil des jeweiligen
Prozentsatzes.

2.1.2.2.2 Für andere Körperteile und Sinnesorgane bemißt sich der Invaliditätsgrad danach, inwieweit die nor
male körperliche oder geistige Leistungsfähigkeit insgesamt beeinträchtigt ist. Dabei sind ausschließ
lich medizinische Gesichtspunkte zu berücksichtigen.

2.1.2.2.3 Waren betroffene Körperteile oder Sinnesorgane oder deren Funktionen bereits vor dem Unfall dau
ernd beeinträchtigt, wird der Invaliditätsgrad um die Vorinvalidität gemindert. Diese ist nach Ziffer
2.1.2.2.1 und Ziffer 2.1.2.2.2 zu bemessen.

2.1.2.2.4 Sind mehrere Körperteile oder Sinnesorgane durch den Unfall beeinträchtigt, werden die nach den
vorstehenden Bestimmungen ermittelten Invaliditätsgrade zusammengerechnet. Mehr als 100 % wer
den jedoch nicht berücksichtigt.

2.1.2.3 Stirbt die versicherte Person

■  aus unfallfremder Ursache innerhalb eines Jahres nach dem Unfall oder
■  gleichgültig, aus welcher Ursache, später als ein Jahr nach dem Unfall,

und war ein Anspruch auf Invaliditätsleistung entstanden, leisten wir nach dem Invaliditätsgrad, mit
dem aufgrund der ärztlichen Befunde zu rechnen gewesen wäre.

2.2 Übergangsleistung

2.2.1 Voraussetzungen für die Leistung:

Die normale körperliche oder geistige Leistungsfähigkeit der versicherten Person ist im beruflichen
oder außerberuflichen Bereich unfallbedingt

■  nach Ablauf von sechs Monaten vom Unfalltag an gerechnet und
■  ohne Mitwirkung von Krankheiten oder Gebrechen

noch um mindestens 50 % beeinträchtigt.

Diese Beeinträchtigung hat innerhalb der sechs Monate ununterbrochen bestanden.

Sie ist von Ihnen spätestens sieben Monate nach Eintritt des Unfalles unter Vorlage eines ärztlichen
Attestes bei uns geltend gemacht worden.
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2.2.2 Art und Höhe der Leistung:

Die Übergangsleistung wird in Höhe der vereinbarten Versicherungssumme gezahlt.

2.3 Tagegeld

2.3.1 Voraussetzungen für die Leistung:

Die versicherte Person ist unfallbedingt

■  in der Arbeitsfähigkeit beeinträchtigt und
■  in ärztlicher Behandlung.

2.3.2 Höhe und Dauer der Leistung:

Das Tagegeld wird nach der vereinbarten Versicherungssumme berechnet. Es wird nach dem festge
stellten Grad der Beeinträchtigung der Berufstätigkeit oder Beschäftigung abgestuft.

Das Tagegeld wird für die Dauer der ärztlichen Behandlung, längstens für ein Jahr, vom Unfalltag an
gerechnet, gezahlt.

2.4 Krankenhaustagegeld, ambulante Operationen

2.4.1 Voraussetzungen für die Leistung

Die versicherte Person

-  befindet sich wegen des Unfalles in medizinisch notwendiger vollstationärer Hellbehandlung

oder

-  unterzieht sich wegen eines Unfalls einer ambulanten chirurgischen Operation und ist deswegen für
mindestens x Tage ununterbrochen vollständig arbeitsunfähig bzw. vollständig in ihrem Aufgaben-
und Tätigkeitsbereich beeinträchtigt.

Kuren sowie Aufenthalte in Sanatorien und Erholungsheimen gelten nicht als medizinisch notwendige
Heilbehandlung.

2.4.2 Höhe und Dauer der Leistung

Das Krankenhaustagegeld wird in Höhe der vereinbarten Versicherungssumme

-  für jeden Kalendertag der vollstationären Behandlung gezahlt, längstens jedoch für x Jahre, vom Un
falltag an gerechnet.

-  für X Tage bei ambulanten chirurgischen Operationen gezahlt. Ein Anspruch auf Genesungsgeld
nach Ziffer... besteht nicht.

2.5 Genesungsgeld

2.5.1 Voraussetzungen für die Leistung:

Die versicherte Person ist aus der vollstationären Behandlung entlassen worden und hatte Anspruch
auf Krankenhaus-Tagegeld nach Ziffer 2.4.

2.5.2 Höhe und Dauer der Leistung:

Das Genesungsgeld wird in Höhe der vereinbarten Versicherungssumme für die gleiche Anzahl von
Kalendertagen gezahlt, für die wir Krankenhaus-Tagegeld leisten, längstens für 100 Tage.
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2.6 Todesfallleistung

2.6.1 Voraussetzungen für die Leistung:

Die versicherte Person ist infolge des Unfalles innerhalb eines Jahres gestorben.

Auf die besonderen Pflichten nach Ziffer 7.5 \weisen wir hin.

2.6.2 Höhe der Leistung:

Die Todesfallleistung wird in Höhe der vereinbarten Versicherungssumme gezahlt.

3  Welche Auswirkung haben Krankhelten oder Gebrechen?

Als Unfallversicherer leisten wir für Unfallfolgen. Haben Krankheiten oder Gebrechen bei der durch ein
Unfallereignis verursachten Gesundheitsschädigung oder deren Folgen mitgewirkt, mindert sich

■  im Falle einer Invalidität der Prozentsatz des Invaliditätsgrades,
•  im Todesfall und, soweit nichts anderes bestimmt ist, in allen anderen Fällen die Leistung

entsprechend dem Anteil der Krankheit oder des Gebrechens.

Beträgt der Mitwirkungsanteil weniger als 25 %, unterbleibt jedoch die Minderung.

4  GESTRICHEN

5  In welchen Fällen ist der Versicherungsschutz ausgeschlossen?

5.1 Kein Versicherungsschutz besteht für folgende Unfälle:

5.1.1 Unfälle der versicherten Person durch Geistes- oder Bewusstseinsstörungen, auch soweit diese auf
Trunkenheit beruhen, sowie durch Schlaganfälle, epileptische Anfälle oder andere Krampfanfälle, die
den ganzen Körper der versicherten Person ergreifen.

Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn diese Störungen oder Anfälle durch ein unter diesen Ver
trag fallendes Unfallereignis verursacht waren.

5.1.2 Unfälle, die der versicherten Person dadurch zustoßen, dass sie vorsätzlich eine Straftat ausführt oder
versucht.

5.1.3 Unfälle, die unmittelbar oder mittelbar durch Kriegs- oder Bürgerkriegsereignisse verursacht sind.
Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn die versicherte Person auf Reisen im Ausland überra
schend von Kriegs- oder Bürgerkriegsereignissen betroffen wird.

Dieser Versicherungsschutz erlischt am Ende des siebten Tages nach Beginn eines Krieges oder
Bürgerkrieges auf dem Gebiet des Staates, in dem sich die versicherte Person aufhält.

Die Erweiterung gilt nicht bei Reisen in oder durch Staaten, auf deren Gebiet bereits Krieg oder Bür
gerkrieg herrscht. Sie gilt auch nicht für die aktive Teilnahme am Krieg oder Bürgerkrieg sowie für Un
fälle durch ABC-Waffen und im Zusammenhang mit einem Krieg oder kriegsähnlichen Zustand zwi
schen den Ländern China, Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Japan, Russland oder USA.

5.1.4 Unfälle der versicherten Person

■  als Luftfahrzeugführer (auch Luftsportgeräteführer), soweit er nach deutschem Recht dafür eine
Erlaubnis benötigt, sowie als sonstiges Besatzungsmitglied eines Luftfahrzeuges:

■  bei einer mit Hilfe eines Luftfahrzeuges auszuübenden beruflichen Tätigkeit;
■  bei der Benutzung von Raumfahrzeugen.
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5.1.5 Unfälle, die der versicherten Person dadurch zustoßen, dass sie sich als Fahrer. Beifahrer oder Insas
se eines Motorfahrzeuges an Fahrtveranstaltungen einschließlich der dazugehörigen Übungsfahrten
beteiligt, bei denen es auf die Erzielung von Flöchstgeschwindigkeiten ankommt.

5.1.6 Unfälle, die unmittelbar oder mittelbar durch Kernenergie verursacht sind.

5.2 Ausgeschlossen sind außerdem folgende Beeinträchtigungen:

5.2.1 Schäden an Bandscheiben sowie Blutungen aus inneren Organen und Gehirnblutungen.

Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn ein unter diesen Vertrag fallendes Unfallereignis nach
Ziffer 1.3 die überwiegende Ursache ist.

5.2.2 Gesundheitsschäden durch Strahlen.

5.2.3 Gesundheitsschäden durch Heilmaßnahmen oder Eingriffe am Körper der versicherten Person.
Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn die Heilmaßnahmen oder Eingriffe, auch strahlendiagno
stische und -thera-peutische, durch einen unter diesen Vertrag fallenden Unfall veranlasst waren.

5.2.4 Infektionen.

5.2.4.1 Sie sind auch dann ausgeschlossen, wenn sie

■  durch Insektenstiche oder -bisse oder

■  durch sonstige geringfügige Haut- oder Schleimhautverletzungen

verursacht wurden, durch die Krankheitserreger sofort oder später in den Körper gelangten.

5.2.4.2 Versicherungsschutz besteht jedoch für

■  Tollwut und Wundstarrkrampf sowie für
■  Infektionen, bei denen die Krankheitserreger durch Unfallverletzungen, die nicht nach Ziffer 5.2.4.1

ausgeschlossen sind, in den Körper gelangten.

5.2.4.3 Für Infektionen, die durch Heilmaßnahmen oder Eingriffe verursacht sind, gilt Ziffer 5.2.3 Satz 2 ent
sprechend.

5.2.5 Vergiftungen infolge Einnahme fester oder flüssiger Stoffe durch den Schlund.

Versicherungsschutz besteht jedoch für Kinder, die zum Zeitpunkt des Unfalles das X. Lebensjahr
noch nicht vollendet haben. Ausgeschlossen bleiben Vergiftungen durch Nahrungsmittel.

5.2.6 Krankhafte Störungen infolge psychischer Reaktionen, auch wenn diese durch einen Unfall verur
sacht wurden.

5.2.7 Bauch- oder Unterleibsbrüche.

Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn sie durch eine unter diesen Vertrag fallende gewaltsame
von außen kommende Einwirkung entstanden sind.

6  Was müssen Sie bei vereinbartem Kinder-Tarif und bei Änderungen der Be
rufstätigkeit oder Beschäftigung beachten?

6.1 Umstellung des Kinder-Tarifs

6.1.1 Bis zum Ablauf des Versicherungsjahres, in dem das nach dem Kinder-Tarif versicherte Kind das X.
Lebensjahr vollendet, besteht Versicherungsschutz zu den vereinbarten Versicherungssummen. Da
nach gilt der zu diesem Zeitpunkt gültige Tarif für Erwachsene. Sie haben jedoch folgendes Wahl
recht:

■  Sie zahlen den bisherigen Beitrag, und wir reduzieren die Versicherungssummen entsprechend.
■  Sie behalten die bisherigen Versicherungssummen, und wir berechnen einen entsprechend höhe

ren Beitrag.
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6.1.2 Über Ihr Wahlrecht werden wir Sie rechtzeitig informieren. Teilen Sie uns das Ergebnis Ihrer Wahl
nicht bis spätestens zwei Monate nach Beginn des neuen Versicherungsjahres mit, setzt sich der Ver
trag entsprechend der ersten Wahlmöglichkeit fort.

6.2 Änderung der Berufstätigkeit oder Beschäftigung

6.2.1 Die Höhe der Versicherungssummen bzw. des Beitrages hängt maßgeblich von der Berufstätigkeit
oder der Beschäftigung der versicherten Person ab. Grundlage für die Bemessung der Versicherungs
summen und Beiträge ist unser geltendes Berufsgruppenverzeichnis. (Untemehmensindividueller Text
zur Fundstelle)

Eine Änderung der Berufstätigkeit oder Beschäftigung der versicherten Person müssen Sie uns daher
unverzüglich mitteilen. Pflichtwehrdienst, Zivildienst oder militärische Reserveübungen fallen nicht
darunter.

6.2.2 Errechnen sich bei gleichbleibendem Beitrag nach dem zum Zeitpunkt der Änderung gültigen Tarif
niedrigere Versicherungssummen, gelten diese nach Ablauf eines Monats ab der Änderung. Errech
nen sich dagegen höhere Versicherungssummen, gelten diese, sobald wir Kenntnis von der Änderung
erlangen, spätestens jedoch nach Ablauf eines Monats ab der Änderung.

Errechnen sich dagegen höhere Versicherungssummen, gelten diese, sobald uns Ihre Erklärung zu
geht, spätestens jedoch nach Ablauf eines Monats ab der Änderung. Die neu errechneten Versiche
rungssummen gelten sowohl für berufliche als auch für außerberufliche Unfälle.

6.2.3 Auf Ihren Wunsch führen wir den Vertrag auch mit den bisherigen Versicherungssummen bei erhöh
tem oder gesenktem Beitrag weiter, sobald uns Ihre Erklärung zugeht.

Der Leistungsfall

7  Was ist nach einem Unfall zu beachten (Obliegenheiten)?

Ohne Ihre Mitwirkung und die der versicherten Person können wir unsere Leistung nicht erbringen.

7.1 Nach einem Unfall, der voraussichtlich eine Leistungspflicht herbeiführt, müssen Sie oder die versi
cherte Person unverzüglich einen Arzt hinzuziehen, seine Anordnungen befolgen und uns unterrich
ten.

7.2 Die von uns übersandte Unfallanzeige müssen Sie oder die versicherte Person wahrheitsgemäß aus
füllen und uns unverzüglich zurücksenden; von uns darüber hinaus geforderte sachdienliche Auskünf
te müssen in gleicher Weise erteilt werden.

7.3 Werden Ärzte von uns beauftragt, muss sich die versicherte Person auch von diesen untersuchen
lassen. Die notwendigen Kosten einschließlich eines dadurch entstandenen Verdienstausfalles tragen
wir.

7.4 Die Ärzte, die die versicherte Person - auch aus anderen Anlässen - behandelt oder untersucht haben,
andere Versicherer, Versicherungsträger und Behörden sind zu ermächtigen, alle erforderlichen Aus
künfte zu erteilen.

7.5 Hat der Unfall den Tod zur Folge, ist uns dies innerhalb von 48 Stunden zu melden, auch wenn uns
der Unfall schon angezeigt war.

Uns ist das Recht zu verschaffen, gegebenenfalls eine Obduktion durch einen von uns beauftragten
Arzt vornehmen zu lassen.
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8  Welche Folgen hat die Nichtbeachtung von Obliegenheiten?

Wird eine Obliegenheit nach Ziffer 7 vorsätzlich verletzt, verlieren Sie Ihren Versicherungsschutz. Bei
grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit sind \A/ir berechtigt, unsere Leistung in einem der
Schwere Ihres Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Beides gilt nur, wenn wir Sie durch
gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolgen hingewiesen haben.

Weisen Sie nach, dass Sie die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt haben, bleibt der Versiche
rungsschutz bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn Sie nachweisen, dass die Verletzung der Oblie
genheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststellung
oder den Umfang der Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn Sie die Obliegenheit arglistig ver
letzt haben.

Diese Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob wir ein uns zustehendes Kündigungsrecht wegen
der Verletzung einer vorvertraglichen Anzeigepflicht ausüben.

9  Wann sind die Leistungen fällig?

9.1 Wir sind verpflichtet, innerhalb eines Monats - beim Invaliditätsanspruch innerhalb von drei Monaten -
in Textform zu erklären, ob und in welchem Umfang wir einen Anspruch anerkennen. Die Fristen be
ginnen mit dem Eingang folgender Unterlagen;

■  Nachweis des Unfallhergangs und der Unfallfolgen.
■  beim Invaliditätsanspruch zusätzlich der Nachweis über den Abschluss des Heilverfahrens, soweit

es für die Bemessung der Invalidität notwendig ist.

Die ärztlichen Gebühren, die Ihnen zur Begründung des Leistungsanspruchs entstehen, übernehmen
wir

■  bei Invalidität bis zu ...%o der versicherten Summe,
■  bei Übergangsleistung bis zu ... % der versicherten Summe,
■  bei Tagegeld bis zu ... Tagegeldsatz,
■  bei Krankenhaustagegeld bis zu ... Krankenhaustagegeldsatz.

Sonstige Kosten übernehmen wir nicht.

9.2 Erkennen wir den Anspruch an oder haben wir uns mit Ihnen über Grund und Höhe geeinigt, leisten
wir innerhalb von zwei Wochen.

9.3 Steht die Leistungspflicht zunächst nur dem Grunde nach fest, zahlen wir - auf Ihren Wunsch - ange
messene Vorschüsse.

Vor Abschluss des Heilverfahrens kann eine Invaliditätsleistung innerhalb eines Jahres nach dem
Unfall nur bis zur Höhe einer vereinbarten Todesfallsumme beansprucht werden.

9.4 Sie und wir sind berechtigt, den Grad der Invalidität jährlich, längstens bis zu drei Jahren nach dem
Unfall, erneut ärztlich bemessen zu lassen. Bei Kindern bis zur Vollendung des X. Lebensjahres ver
längert sich diese Frist von drei auf X Jahre. Dieses Recht muss

■  von uns zusammen mit unserer Erklärung über unsere Leistungspflicht nach Ziffer 9.1,
■  von Ihnen vor Ablauf der Frist

ausgeübt werden.

Ergibt die endgültige Bemessung eine höhere Invaliditätsleistung, als wir bereits erbracht haben, ist
der Mehrbetrag mit ... % jährlich zu verzinsen.

9.5 Zur Prüfung der Voraussetzungen für den Rentenbezug sind wir berechtigt. Lebensbescheinigungen
anzufordern. Wird die Bescheinigung nicht unverzüglich übersandt, ruht die Rentenzahlung ab der
nächsten Fälligkeit.
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Die Versicherungsdauer

10 Wann beginnt und wann endet der Vertrag?
Wann ruht der Versicherungsschutz bei militärischen Einsätzen?

10.1 Beginn des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn Sie
den ersten oder einmaligen Beitrag unverzüglich nach Fälligkeit im Sinne von Ziffer 11.2 zahlen.

10.2 Dauer und Ende des Vertrages

Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit abgeschlossen.

Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr,
wenn nicht Ihnen oder uns spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres
eine Kündigung zugegangen ist.

Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung
bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt.

Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Vertrag schon zum Ablauf des dritten Jah
res oder jedes darauffolgenden Jahres gekündigt werden; die Kündigung muss Ihnen oder uns späte
stens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres zugegangen sein.

10.3 Kündigung nach Versicherungsfall

Den Vertrag können Sie oder wir durch Kündigung beenden, wenn wir eine Leistung erbracht oder Sie
gegen uns Klage auf eine Leistung erhoben haben.

Die Kündigung muss Ihnen oder uns spätestens einen Monat nach Leistung oder - im Falle eines
Rechtsstreits - nach Klagrücknahme, Anerkenntnis, Vergleich oder Rechtskraft des Urteils in Schrift
form zugegangen sein.

Kündigen Sie, wird Ihre Kündigung sofort nach ihrem Zugang bei uns wirksam. Sie können jedoch
bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende der lau
fenden Versicherungsperiode, wirksam wird.

Eine Kündigung durch uns wird einen Monat nach ihrem Zugang bei Ihnen wirksam.

10.4 Ruhen des Versicherungsschutzes bei militärischen Einsätzen

Der Versicherungsschutz tritt für die versicherte Person außer Kraft, sobald sie Dienst in einer militäri
schen oder ähnlichen Formation leistet, die an einem Krieg oder kriegsmäßigen Einsatz zwischen den
Ländern China, Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Japan, Russland oder USA beteiligt ist. Der
Versicherungsschutz lebt wieder auf, sobald uns Ihre Anzeige über die Beendigung des Dienstes zu
gegangen ist.

Der Versicherungsbeitrag

11 Was müssen Sie bei der Beitragszahlung beachten?
Was geschieht, wenn Sie einen Beitrag nicht rechtzeitig zahlen?

11.1 Beitrag und Versicherungsteuer

Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer, die Sie in der jeweils vom Gesetz
bestimmten Höhe zu entrichten haben.

Vorsitzender des Aufsichtsrats: Alexander Stuhlmann- Vorstand: Michael Fischer. Vorsitzender- Dr. Torsten Betzel • Sitz der Gesellschaft: Hamburg • Registergericht: Hamburg HRB57950



EURO AVIATION
VERSICHERUNGS AKTIENGESELLSCHAFT

HOCHALLEE 80 •20149 HAMBURG ■ TELEFON: 040/44 59 41 ■ TELEFAX: 040/450 59 94

11.2 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Erster oder einmaliger Beitrag

11.2.1 Fälligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung

Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des
Versicherungsscheins fällig.

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als erster Beitrag nur die erste Rate des
ersten Jahresbeitrags.

11.2.2 Späterer Beginn des Versicherungsschutzes

Zahlen Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt,
beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt, sofern Sie durch gesonderte Mitteilung in
Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge auf
merksam gemacht wurden. Das gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass Sie die Nichtzahlung nicht zu
vertreten haben.

11.2.3 Rücktritt

Zahlen Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, können wir vom Vertrag zurücktreten,
solange der Beitrag nicht gezahlt ist. Wir können nicht zurücktreten, wenn Sie nachweisen, dass Sie
die Nichtzahlung nicht zu vertreten haben.

11.3 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag

11.3.1 Fälligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung

Die Folgebeiträge werden zu dem jeweils vereinbarten Zeitpunkt fällig.

11.3.2 Verzug

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, geraten Sie ohne Mahnung in Verzug, es sei denn,
dass Sie die verspätete Zahlung nicht zu vertreten haben.

Wir werden Sie auf Ihre Kosten in Textform zur Zahlung auffordern und Ihnen eine Zahlungsfrist von
mindestens zwei Wochen setzen. Diese Fristsetzung ist nur wirksam, wenn wir darin die rückständi
gen Beträge des Beitrags sowie die Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffern und die Rechtsfolgen
angeben, die nach den Ziffern 11.3.3 und 11.3.4 mit dem Fristablauf verbunden sind.

Wir sind berechtigt, Ersatz des uns durch den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen.

11.3.3 Kein Versicherungsschutz

Sind Sie nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeit
punkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn Sie mit der Zahlungsaufforderung nach Ziffer
11.3.2 Absatz 2 darauf hingewiesen wurden.

11.3.4 Kündigung

Sind Sie nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, können wir den Vertrag
ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn wir Sie mit der Zahlungsaufforderung nach Ziffer 11.3.2
Absatz 2 darauf hingewiesen haben.

Haben wir gekündigt, und zahlen Sie danach innerhalb eines Monats den angemahnten Beitrag, be
steht der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang der Kündigung und der Zah
lung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz.
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11.4 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung

Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der
Beitrag zu dem Fälligkeitstag eingezogen werden kann und Sie einer berechtigten Einziehung nicht
widersprechen.

Konnte der fällige Beitrag ohne Ihr Verschulden von uns nicht eingezogen werden, ist die Zahlung
auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach unserer in Textform abgegebenen Zahlungs
aufforderung erfolgt.

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil Sie die Einzugsermächtigung widerrufen ha
ben, oder haben Sie aus anderen Gründen zu vertreten, dass der Beitrag wiederholt nicht eingezogen
werden kann, sind wir berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen.
Sie sind zur Übermittlung des Beitrags erst verpflichtet, wenn Sie von uns hierzu in Textform aufgefor
dert worden sind.

11.5 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die noch ausstehenden Raten sofort
fällig, wenn Sie mit der Zahlung einer Rate in Verzug sind.

Ferner können wir für die Zukunft jährliche Beitragszahlung verlangen.

11.6 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages haben wir, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, nur
Anspruch auf den Teil des Beitrages, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz be
standen hat.

11.7 Beitragsbefreiung bei der Versicherung von Kindern

Wenn Sie während der Versicherungsdauer sterben und

Sie bei Versicherungsbeginn das X. Lebensjahr noch nicht vollendet hatten,
■  die Versicherung nicht gekündigt war und
■  Ihr Tod nicht durch Kriegs- oder Bürgerkriegsereignisse verursacht wurde,

gilt folgendes:

11.7.1 Die Versicherung wird mit den zu diesem Zeitpunkt geltenden Versicherungssummen bis zum Ablauf
des Versicherungsjahres beitragsfrei weitergeführt, in dem das versicherte Kind das X. Lebensjahr
vollendet.

11.7.2 Der gesetzliche Vertreter des Kindes wird neuer Versicherungsnehmer, wenn nichts anderes verein
bart ist.

Weitere Bestimmungen

12 Wie sind die Rechtsverhältnisse der am Vertrag beteiligten Personen zuein
ander?

12.1 Ist die Versicherung gegen Unfälle abgeschlossen, die einem anderen zustoßen (Fremdversicherung),
steht die Ausübung der Rechte aus dem Vertrag nicht der versicherten Person, sondern Ihnen zu. Sie
sind neben der versicherten Person für die Erfüllung der Obliegenheiten verantwortlich.

12.2 Alle für Sie geltenden Bestimmungen sind auf Ihren Rechtsnachfolger und sonstige Anspruchsteller
entsprechend anzuwenden.
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12.3 Die Versicherungsansprüche können vor Fälligkeit ohne unsere Zustimmung weder übertragen noch
verpfändet werden.

13 Was bedeutet die vorvertragiiche Anzeigepflicht?

13.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrerhebliche Umstände

Sie haben uns bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung alle Ihnen bekannten Gefahrumstände in Text
form anzuzeigen, nach denen wir Sie in Textform gefragt haben und die für unseren Entschluss erheb
lich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Sie sind auch insoweit zur Anzeige
verpflichtet, als wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor unserer Vertragsannahme Fragen im Sinne
des S. 1 in Textform stellen. Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf unseren Ent
schluss Einfluss auszuüben, den Vertrag überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen.

Soll eine andere Person versichert werden, ist diese neben Ihnen-für die wahrheitsgemäße und voll
ständige Anzeige der gefahrerheblichen Umstände und die Beantwortung der an sie gestellten Fragen
verantwortlich.

Wird der Vertrag von Ihrem Vertreter geschlossen und kennt dieser den gefahrerheblichen Umstand,
müssen Sie sich so behandeln lassen, als hätten Sie selbst davon Kenntnis gehabt oder dies arglistig
verschwiegen.

13.2 Rücktritt

13.2.1 Voraussetzungen und Ausübung des Rücktritts

Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrerheblichen Umständen berechtigen uns, vom
Versicherungsvertrag zurückzutreten. Dies gilt nur, wenn wir Sie durch gesonderte Mitteilung In Text
form auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen haben.

Wir müssen unser Rücktrittsrecht innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Dabei haben wir
die Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklärung stützen. Innerhalb der Monatsfrist dürfen wir
auch nachträglich weitere Umstände zur Begründung unserer Erklärung angeben. Die Frist beginnt
mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die unser Rücktrittsrecht be
gründet, Kenntnis erlangen.

Der Rücktritt erfolgt durch Erklärung Ihnen gegenüber.

13.2.2 Ausschlüss des Rücktrittsrechts

Wir können uns auf unser Rücktrittsrecht nicht berufen, wenn wir den nicht angezeigten Gefahrum
stand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten.

Wir haben kein Rücktrittsrecht, wenn Sie nachweisen, dass Sie oder Ihr Vertreter die unrichtigen oder
unvollständigen Angaben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht haben.

Unser Rücktrittsrecht wegen grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn Sie
nachweisen, dass wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu
anderen Bedingungen, geschlossen hätten.

13.2.3 Folgen des Rücktritts

Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz.

Treten wir nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, dürfen wir den Versicherungsschutz nicht ver
sagen, wenn Sie nachweisen, dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte Umstand weder für
den Eintritt des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistung ursächlich
war. Auch in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig
verletzt haben.

Uns steht der Teil des Beitrages zu, der der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelau
fenen Vertragszeit entspricht.
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13.3 Kündigung oder rückwirkende Vertragsanpassung

13.3.1 Ist unser Rücktrittsrecht ausgeschlossen, weil Ihre Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz
noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte, können wir den Versicherungsvertrag unter Einhaltung einer
Frist von einem Monat in Schriftform kündigen. Dies gilt nur, wenn wir Sie durch gesonderte Mitteilung
in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen haben.

Dabei haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklärung stützen. Innerhalb der Mo
natsfrist dürfen wir auch nachträglich weitere Umstände zur Begründung unserer Erklärung angeben.
Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung Ihrer Anzeigepflicht Kenntnis er
langt habenT

Wir können uns auf unser Kündigungsrecht wegen Anzeigepflichtverletzung nicht berufen, wenn wir
den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten.

Das Kündigungsrecht ist auch ausgeschlossen, wenn Sie nachweisen, dass wir den Vertrag auch bei
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten.

13.3.2 Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht ange
zeigten Umstände, aber zu anderen Bedingungen geschlossen hätten, werden die anderen Bedin
gungen auf unser Verlangen rückwirkend Vertragsbestandteil. Haben Sie die Pflichtverletzung nicht zu
vertreten, werden die anderen Bedingungen ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestand
teil. Dies gilt nur, wenn wir Sie durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer Anzeige
pflichtverletzung hingewiesen haben.

Wir müssen die Vertragsanpassung innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Dabei haben
wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklärung stützen. Innerhalb der Monatsfrist dürfen
wir auch nachträglich weitere Umstände zur Begründung unserer Erklärung angeben. Die Frist beginnt
mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die uns zur Vertragsanpassung
berechtigt, Kenntnis erlangen.

Wir können uns auf eine Vertragsanpassung nicht berufen, wenn wir den nicht angezeigten Gefahr
umstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten.

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als 10% oder schließen wir die Ge
fahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, können Sie den Vertrag innerhalb eines Mo
nats nach Zugang unserer Mitteilung fristlos in Schriftform kündigen.

13.4 Anfechtung

Unser Recht, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der
Anfechtung steht uns der Teil des Beitrages zu, der der bis zum Wirksamwerden der Anfechtungser
klärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.

14 GESTRICHEN

15 Wann verjähren die Ansprüche aus dem Vertrag?

15.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. Die Fristberechnung richtet
sich nach den allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches.

15.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei uns angemeldet worden, ist die Verjährung von
der Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem Ihnen unsere Entscheidung in Textform zu
geht.
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16 Welches Gericht ist zuständig?

16.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen uns bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit
nach unserem Sitz oder dem unserer für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ört
lich zuständig ist auch das Gericht, in dessen Bezirk Sie zur Zeit der Klageerhebung Ihren Wohnsitz
oder, in Ermangelung eines solchen, Ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben.

16.2 Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen Sie müssen bei dem Gericht erhoben werden, das für
Ihren Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort Ihres gewöhnlichen Aufenthalts zustän
dig ist.

17 Was ist bei Mittellungen an uns zu beachten?
Was gilt bei Änderung Ihrer Anschrift?

17.1 Alle für uns bestimmten Anzeigen und Erklärungen sollen an unsere Hauptverwaltung oder an die im
Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet
werden.

17.2 Haben Sie uns eine Änderung Ihrer Anschrift nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die
Ihnen gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte uns be
kannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als zugegangen. Dies
gilt entsprechend für den Fall einer Änderung Ihres Namens.

18 Welches Recht findet Anwendung?

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.
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Luftfahrzeug-Vielschutz-Versicherung Nr. 0600-25348

Anlage zur Luftfahrtversicherung EA 2488

Name und Anschrift des Versicherungsnehmers

Gemeinschaft zur Förderung
der Flugsportler
Tannenweg 2
63937 Weilbach

ASBEST AUSSCHLUSS-KLAUSEL

Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden und Aufwendungen, die auf Asbest,
asbesthaltige Substanzen und Erzeugnisse zurückzuführen sind.

Der Ausschluss gilt nicht, wenn die Schäden durch Absturz, Feuer, Explosion, Zusammenstoß
oder eine registrierte Notsituation eines Luftfahrzeuges während des Fluges, die einen
ungewöhnlichen Flugzustand bewirkt, verursacht werden bzw. diese genannten Tatbestände
zur Folge haben.

Ebenso bleiben sonstige plötzlich und unfallartig eintretende Schäden versichert.
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Luftfahrzeug-Vielschutz-Versicherung Nr. 0600-25348

Anlage zur Luftfahrtversicherung AVN III 01.10.10

Name und Anschrift des Versicherungsnehmers

Gemeinschaft zur Förderung
der Flugsportler
Tannenweg 2
63937 Weilbach

Sanctions and Embargo Clause

Notwithstanding anything to the contrary in the Policy the following shall apply:

1. If, by virtue of any law or reguiation which is applicable to an Insurer at the inception of this
Policy or becomes applicable at any time thereafter, providing coverage to the Insured is or
would be unlawfui because it breaches an embargo or sanction, that Insurer shall provide no
coverage and have no liability whatsoever nor provide any defence to the Insured or make any
payment of defence costs or provide any form of security on behalf of the Insured, to the extent
that it would be in breach of sueh law or reguiation.

2. In circumstances where it is lawful for an Insurer to provide coverage under the Policy, but the
payment of a valid and otherwise collectable claim may breach an embargo or sanction, then the
Insurer will take all reasonable measures to obtain the necessary authorisation to make such
payment.

3. In the event of any law or reguiation becoming applicable during the Policy period which will
restrict the ability of an Insurer to provide coverage as specifled in paragraph 1, then both the
Insured and the Insurer shall have the right to cancel its participation on this Policy in
accordance with the laws and regulations applicable to the Policy provided that in respect of
cancellation by the Insurer a minimum of 30 days notice in writing be given.
In the event of cancellation by either the Insured or the Insurer, the Insurer shall retain the pro
rata proportion of the premium for the period that the Policy has been in force. However, in the
event that the incurred claims at the effective date of cancellation exceed the eamed or pro rata
premium (as applicable) due to the Insurer, and in the absence of a more specific provision in
the Policy relating to the retum of premium, any retum premium shall be subject to mutual
agreement. Notice of cancellation by the Insurer shall be effective even though the Insurer
makes no payment or tender of retum premium.

AVN III 01.10.10
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Bestimmungen zum Versicherungsvertrag (BzV)

Anwendbares Recht, Vertragsgrundlagen

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. Grundlage dieses Vertrages sind
der Antrag, der Versicherungsschein und die Nachträge, jeweils ein
schließlich der darin genannten Vertragsbestandteile.

Beginn des Versicherungsvertrages

Der Versicherungsvertrag kommt zustande, sobald wir Ihren Antrag ange
nommen haben. Die Annahme erklären wir in der Regel durch die Über
sendung des Versicherungsscheins.

Widerrufsbelehrung für die
Luftfahrt Unfallversicherung

Widerrufsrecht

Sie können Ihre Vertragserklärung Innerhalb von 14 Tagen ohne An
gabe von Gründen In Textform (z. B. per Brief, Telefax oder E-mall) wider
rufen.

Die Frist beginnt, nachdem Sie den Versicherungsschein, die Ver
tragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbe
dingungen (EA 03), die weiteren Informationen nach § 7 Abs. 1 und 2
des Versicherungsvertragsgesetzes In Verbindung mit den §§ 1 bis 4
der WG-Informationspfllchtenverordnung und diese Belehrung erhalten
haben. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absen-
düng des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:

Euro-Aviatlon Versicherungs-Aktiengesellschaft
Hochallee 80

D-20149 Hamburg
lnfo@euroavlatlon.de
Fax -«■49-40-450 59 94.

Wlderrufsfolgen

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz
und wir erstatten Ihnen den auf die Zelt nach Zugang des Widerrufs
entfallenden Teil der Prämien, wenn Sie zugestimmt haben, dass der
Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil
der Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen
wir In diesem Fall einbehalten; dabei handelt es sich um einen Betrag
In Höhe von 1/360 der im Versicherungsschein angegebenen Jahres
prämie pro Tag. Die Erstattung zurückzuzahlender Beträge erfolgt un
verzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs.
Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufs
frist, hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen
zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszu
geben sind.

Besondere Hinweise

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen
Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig erfüllt ist, bevor
Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben.
Ihre Euro-Aviatlon VersIcherungs-AG

Fälligkeit des Beitrags

Der erste oder einmalige Beitrag wird sofort nach Abschluss des Versiche
rungsvertrages fällig, wenn nichts anderes bestimmt ist. In der Luftfahrt Un
fallversicherung wird der erste oder einmalige Beitrag abweichend davon
zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins fällig. Die Folgebei
träge sind zu dem im Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung
angegebenen Zeitpunkt zur Zahlung fällig.

Folgen des Verzuges bei Nichtzahlung
des Erstbeitrags

Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist die rechtzeitige Zahlung des
ersten oder einmaligen Beitrags. Wenn dieser aus von Ihnen zu vertretenen
Gründen nicht unverzüglich, in der Unfallversicherung 14 Tage nach Fällig
keit, gezahlt wird und Sie mit der Zahlung in Verzug sind, beginnt der Ver
sicherungsschutz nicht zu dem im Versicherungsschein angegebenen
Zeitpunkt. In diesem Fall entfällt auch ein vorläufiger Versicherungsschutz
rückwirkend.

Dasselbe gilt, wenn vereinbart ist, dass wir den ersten oder einmaligen Bei
trag von einem Konto einziehen und ein Beitrag aus von Ihnen zu vertrete
nen Gründen nicht abgebucht werden kann oder, wenn einer berechtigten
Einziehung widersprochen wird. Bitte vergewissern Sie sich deshalb, dass
der Beitrag von dem Konto sicher abgebucht werden kann.

Wenn Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig zahlen, kön
nen wir von dem Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag aus von Ihnen
zu vertretenen Gründen nicht gezahlt ist. In diesem Fall können wir trotz
Leistungsfreiheit eine angemessene Geschäftsgebühr in Höhe von 30 %
der Prämie berechnen. Die Geltendmachung eines darüber hinaus gehen
den Schadens bleibt vorbehalten. Führt der Versicherungsnehmer den
Nachweis, dass dem Versicherer ein geringerer Schaden entstanden ist, so
gebührt ihm nur eine Geschäftsgebühr in Höhe dieses Schadens.

Haben Sie die rechtzeitige Zahlung des Beitrags versäumt und sind wir
nicht vom Vertrag zurückgetreten empfehlen wir Ihnen dringend, den Bei
trag sofort zu zahlen, damit Sie jedenfalls für die Zukunft Versicherungs
schutz haben.

Änderung der Anschrift oder des Namens
Bitte teilen Sie uns Änderungen Ihrer Anschrift (Wohnung oder Geschäft)
oder Ihres Namens zur Vermeidung von Nachteilen unverzüglich mit. Er
klärungen, die wir per Einschreiben an Ihre letzte uns bekannte Adresse
senden, gelten drei Tage nach der Absendung als Ihnen zugegangen.

Anzeigen und Erkiärungen des Versicherers

Für unsere schriftlichen Anzeigen und Erklärungen genügt ein Computer-
Brief, auch wenn dieser nicht unterschrieben ist.

Kopie der Erklärungen des Versicherers
Sie können jederzeit gegen Erstattung der Kosten Kopien der Erklärungen
fordern, die Sie mit Bezug auf den Vertrag abgegeben haben.

Inländische Gerichtsstände

Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag können Sie auch bei dem für un
seren Geschäftssitz zuständigen Gericht oder, wenn Sie eine natürliche Per
son sind, bei dem Gericht geltend machen, das für Ihren Wohnsitz
zuständig ist.
Wir können Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag an dem für Ihren
Wohnsitz zuständigen Gericht geltend machen. Weitere gesetzliche Ge
richtsstände können sich an dem für den Sitz oder die Niederlassung Ihres
Geschäfts- oder Gewerbebetriebs örtlich zuständigen Gericht ergeben.

Beschwerden

Sind Sie mit unserer Betreuung nicht zufrieden oder treten Meinungs
verschiedenhelten bei der Vertragsabwicklung auf, können Sie sich je
derzeit an uns, unseren Vertreter oder die

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
- Bereich Versicherung -

Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn, wenden.
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Merkblatt zur Datenverarbeitung

Vorbemerkung

Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe der
elektronischen Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Nur so lassen sich
Vertragsverhältnisse korrekt, schnell und wirtschaftlich abwickeln;
auch bietet die EDV einen besseren Schutz der Versicherten

gemeinschaft vor missbräuchlichen Handlungen als die bisherigen
manuellen Verfahren. Die Verarbeitung der uns bekanntgegebenen
Daten zu Ihrer Person wird durch das Bundesdatenschutzgesetz
(BDSG) geregelt. Danach ist die Datenverarbeitung und -nutzung
zulässig, wenn das BDSG oder eine andere Rechtsvorschrift sie
erlaubt oder wenn der Betroffene eingewilligt hat. Das BDSG erlaubt
die Datenverarbeitung und -nutzung stets, wenn dies im Rahmen der
Zweckbestimmung eines Vertragsverhältnisses oder vertrags
ähnlichen Vertrauensverhältnissen geschieht oder soweit es zur
Wahrung berechtigter Interessen der speichernden Stelle erfor
derlich ist, und kein Grund zu der Annahme besteht, dass das
schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem Ausschluß der
Verarbeitung oder Nutzung überwiegt.

Einwilligungserklärung

Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interessen
abwägung und im Hinblick auf eine sichere Rechtsgrundlage für die
Datenverarbeitung ist in Ihren Versicherungsantrag eine Einwilli
gungserklärung nach dem BDSG aufgenommen. Diese gilt über die
Beendigung des Versicherungsvertrages hinaus, endet jedoch schon
mit Ablehnung des Antrags oder durch Ihren jederzeit möglichen
Widerruf, der allerdings den Grundsätzen von Treu und Glauben
unterliegt. Wird die Einwilligungserklärung bei Antragstellung ganz
oder teilweise gestrichen, kommt es u.U. nicht zu einem Vertrags
abschluß. Trotz Widerruf oder ganz bzw. teilweise gestrichener
Einwilligungserklärung kann eine Datenverarbeitung und -nutzung in
dem begrenzten gesetzlich zulässigen Rahmen, wie in der Vorbe
merkung beschrieben, erfolgen.

1. Datenspeicherung bei Ihrem Versicherer

Wir speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag notwendig
sind. Das sind zunächst Ihre Angaben (Antragsdaten). Weiter werden
zum Vertrag versicherungstechnische Daten wie Kundennummer
(Partnernummer), Versicherungssumme, Versicherungsdauer, Bei
trag, Bankverbindung sowie erforderlichenfalls die Angaben eines
Dritten, z. B. eines Vermittlers oder eines Sachverständigen geführt
(Vertragsdaten): Bei einem Versicherungsfall speichern wir Ihre Anga
ben zum Schaden und ggf. auch Angaben von Dritten wie z. B. die
Feststellung von Sachverständigen.

2. Datenübermittlung an Rückversicherer

Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer stets
auf einen Ausgleich der von ihm übernommenen Risiken achten.
Deshalb geben wir in vielen Fällen einen Teil der Risiken an Rück
versicherer im In- und Ausland ab. Diese Rückversicherer benötigen
ebenfalls entsprechende versicherungstechnische Angaben von uns,
wie Versicherungsnummer, Beitrag, Art des Versicherungsschutzes
und des Risikos und Risikozuschlags sowie im Einzelfall auch Ihre
Personalien. Soweit Rückversicherer bei der Risiko- und Schaden

beurteilung mitwirken, werden Ihnen auch die dafür erforderlichen
Unterlagen zur Verfügung gestellt. In einigen Fällen bedienen sich die
Rückversicherer weiterer Rückversicherer, denen sie ebenfalls

entsprechende Daten übergeben.

3. Datenübermittlung an andere Versicherer

Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei
Antragsteilung, jeder Vertragsänderung und im Schadenfall dem
Versicherer alle für die Einschätzung des Wagnisses und die
Schadenabwicklung wichtigen Umstände anzugeben. Hierzu ge

hören z. B. Versicherungsfälle oder Mitteilungen über gleichartige
andere Versicherungen (beantragte, bestehende oder gekündigte).
Um Versicherungsmissbrauch zu verhindern, eventuelle Wider
sprüche in den Angaben des Versicherten aufzuklären oder um
Lücken bei den Feststellungen zum entstandenen Schaden zu
schließen, kann es erforderlich sein, andere Versicherer um Auskunft
zu bitten oder entsprechende Auskünfte auf Anfragen zu erteilen.
Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Doppelversicherungen,
gesetzlicher Forderungsübergang sowie bei Teilungsabkommen)
eines Austausches von personenbezogenen Daten unter den
Versicherern. Dabei werden Daten des Betroffenen weitergegeben,
wie Name und Anschrift. Art des Versicherungsschutzes und des
Risikos oder Angaben zum Schaden, wie Schadenhöhe und
Schadentag.

4. Zentrale Hinweissysteme

Bei Prüfung eines Antrages oder eines Schadens kann es not
wendig sein, zur Risikobeurteilung, zur weiteren Aufklärung des
Sachverhalts oder zur Verhinderung von Versicherungsmißbrauch
Anfragen an den zuständigen Fachverband bzw. an andere Versi
cherer zu richten oder auch entsprechende Anfragen anderer Versi
cherer zu beantworten. Dazu bestehen bei den Fachverbänden

zentrale Hinweissysteme. Ein solches Hinweissystem gibt es auch
beim Verband der Schadenversicherer (Zusammenschluß der bis
herigen Verbände: Verband der Haftpflichtversicherer, Unfallversi
cherer, Autoversicherer und Rechtsschutzversicherer HUK-Verband,
Verband der Sachversicherer, Deutscher Transport Versiche
rungs-Verband). Die Aufnahme in dieses Hinweissystem und dessen
Nutzung erfolgt lediglich zu Zwecken, die mit diesem System verfolgt
werden dürfen, also nur soweit bestimmte Voraussetzungen erfüllt
sind.

Beispiel: Registrierung von auffälligen Schadenfällen sowie von
Personen, bei denen der Verdacht des Versicherungsmißbrauchs
besteht.

Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung und -Verhütung.

5. Betreuung durch Versicherungsvermittler

In Ihren Versicherungsangelegenheiten werden Sie durch einen
Vermittler betreut. Vermittler in diesem Sinn sind neben Einzel

personen auch Vermittlungsgesellschaften.
Um seine Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen zu können, erhält der
Vermittler zu diesen Zwecken von uns die für die Betreuung und
Beratung notwendigen Angaben aus Ihren Antrags-, Vertrags- und
Leistungsdaten, z. B. Versicherungsnummer, Beiträge, Art des
Versicherungsschutzes und des Risikos, Zahl der Versicherungsfälle

und Höhe von Versicherungsleistungen.
Die Vermittler verarbeiten und nutzen selbst diese personen
bezogenen Daten im Rahmen der genannten Beratung und
Betreuung der Kunden. Auch werden Sie von uns über Änderungen
der kundenrelevanten Daten informiert. Jeder Vermittler ist

gesetzlich und vertraglich verpflichtet, die Bestimmungen des BDSG
und seine besonderen Verschwiegenheitspflichten (z. B. Berufsge
heimnis und Datengeheimnis) zu beachten.

6. Weitere Auskünfte und Erläuterungen über Ihre Rechte

Sie haben als Betroffener nach dem Bundesdatenschutzgesetz
neben dem eingangs erwähnten Widerrufsrecht ein Recht auf
Auskunft sowie unter bestimmten Voraussetzungen ein Recht auf
Berichtigung, Sperrung oder Löschung Ihrer in einer Datei ge
speicherten Daten.
Wegen eventueller Auskünfte und Erläuterungen wenden Sie sich
bitte an den betrieblichen Datenschutzbeauftragten der EURO-
AVIATION. Richten Sie auch ein etwaiges Verlangen auf Auskunft,
Berichtigung, Sperrung oder Löschung wegen der beim
Rückversicherer gespeicherten Daten stets an die EURO-AVIATION.
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